
 

  

-

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 12
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 15.10.2001
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Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgerichts vom 9. Oktober 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Versicherungspflicht der KlÃ¤gerin in der
gesetzlichen Rentenversicherung.

Die KlÃ¤gerin ist selbststÃ¤ndige Physiotherapeutin. Sie behandelt ihre Patienten
Ã¼berwiegend auf Ã¤rztliche Verordnung und ist zur Abrechnung mit den
gesetzlichen Krankenkassen sowie den Berufsgenossenschaften berechtigt. Die
KlÃ¤gerin beschÃ¤ftigt in ihrer Praxis keinen versicherungspflichtigen
Arbeitnehmer.

Im Januar 1996 fragte die KlÃ¤gerin bei der beklagten Bundesversicherungsanstalt
fÃ¼r Angestellte (BfA) an, ob sie PflichtbeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung zu
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entrichten habe. Die BfA bat die KlÃ¤gerin in der Folgezeit wiederholt um nÃ¤here
Angaben zu der von ihr ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit. Hierauf erwiderte die KlÃ¤gerin
lediglich, als selbststÃ¤ndige Krankengymnastin gehÃ¶re sie nicht zum
versicherungspflichtigen Personenkreis. Mit Bescheid vom 16. Oktober 1996 teilte
die BfA der KlÃ¤gerin mit, sie sei nach Â§ 2 Satz 1 Nr 2 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI) seit 1. November
1995 versicherungspflichtig und habe grundsÃ¤tzlich den Regelbeitrag zu
entrichten. Gleichzeitig forderte sie BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit von November 1995 bis
Oktober 1996 in HÃ¶he von 9.439,92 DM. Den Widerspruch der KlÃ¤gerin, mit dem
sie erneut ihre ZugehÃ¶rigkeit zum Kreis der versicherungspflichtigen
Pflegepersonen bestritt, wies die beklagte BfA mit Widerspruchsbescheid vom 25.
September 1997 zurÃ¼ck. Mit weiterem Bescheid vom 22. Januar 1998 machte sie
BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nde zuzÃ¼glich SÃ¤umniszuschlÃ¤gen fÃ¼r die Zeit von
November 1995 bis Dezember 1997 in HÃ¶he von insgesamt 23.631,56 DM geltend.

Die KlÃ¤gerin hat Klage erhoben. Als Physiotherapeutin sei sie Heilmittelerbringerin
und gehÃ¶re nicht zum Personenkreis der versicherungspflichtigen Pflegepersonen.
Sie arbeite nicht auf Ã¤rztliche Anordnung, sondern inhaltlich unabhÃ¤ngig und auf
eigene Verantwortung nach Rezept-Diagnose. Das Sozialgericht (SG) hat die Klage
abgewiesen, das Landessozialgericht (LSG) die Berufung unter Bezugnahme auf die
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) zurÃ¼ckgewiesen (Urteil des SG
vom 15. Oktober 2001, Urteil des LSG vom 9. Oktober 2002).

Die KlÃ¤gerin hat Revision eingelegt und rÃ¼gt eine Verletzung des Â§ 2 Satz 1 Nr
2 SGB VI. Weder nach dem Wortlaut der Vorschrift noch nach anderen
Auslegungskriterien sei es gerechtfertigt, sie in den Kreis der
versicherungspflichtigen Pflegepersonen einzubeziehen. Der Arzt habe die
Versorgung von Heilmitteln dem Grunde nach zu verordnen und hierbei die nach Â§
92 des FÃ¼nften Buches Sozialgesetzbuchs â�� Gesetzliche Krankenversicherung
(SGB V) vom Bundesausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen erlassenen
"Richtlinien Ã¼ber die Verordnung von Heilmitteln in der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung" (Heilmittel-Richtlinien â�� HMR) vom 16. Oktober 2000/6. Februar
2001 zu berÃ¼cksichtigen. Die Heilmittelbehandlung als solche erfolge sodann
durch die nichtÃ¤rztlichen Leistungserbringer iS des Â§ 124 SGB V, und zwar auf der
Basis der gemÃ¤Ã� Â§ 125 SGB V erlassenen "Gemeinsamen Rahmenempfehlungen
Ã¼ber die einheitliche Versorgung mit Heilmitteln zwischen den SpitzenverbÃ¤nden
der Krankenkassen und den maÃ�geblichen Spitzenorganisationen der
Heilmittelerbringer auf Bundesebene" (Gemeinsame Rahmenempfehlungen) vom 1.
August 2001. Ã�ber das "Ob" einer Behandlung entscheide der Arzt, Ã¼ber das
"Wie" der physiotherapeutische Heilmittelerbringer. SelbststÃ¤ndig tÃ¤tige
Physiotherapeuten seien deshalb im VerhÃ¤ltnis zum Arzt nicht
weisungsabhÃ¤ngig, die Ã¤rztliche Verordnung sei lediglich Voraussetzung fÃ¼r die
physiotherapeutische Behandlung. Die Aufgabentrennung zwischen Arzt und
Physiotherapeut werde durch die Regelungsinhalte der Gemeinsamen
Rahmenempfehlungen heute besonders deutlich herausgestellt. Den
Physiotherapeuten wÃ¼rden danach zahlreiche Aufgaben und Leistungsbereiche
zugeschrieben, die sie selbststÃ¤ndig und unabhÃ¤ngig von Ã¤rztlicher Verordnung
und Vorgabe zu bestimmen hÃ¤tten. Dies gelte insbesondere fÃ¼r die Aufstellung
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eines individuellen Behandlungsplans, die konkrete DurchfÃ¼hrung der
physiotherapeutischen Behandlung sowie die Beurteilung ihrer therapeutischen
Wirksamkeit sei bereits im Berufungsverfahren mit entsprechenden
Beweisangeboten vorgetragen worden. Das LSG habe diesen Tatsachenvortrag
jedoch weder fÃ¼r sie (die KlÃ¤gerin) positiv gewertet noch die angebotenen
Beweise erhoben.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des LSG vom 9. Oktober 2002 und das Urteil des SG vom 15. Oktober
2001, den Bescheid der Beklagten vom 16. Oktober 1996 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25. September 1997 und den Bescheid der Beklagten
vom 22. Januar 1998 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt die Rechtsauffassung der Vorinstanzen fÃ¼r zutreffend. Die aus 
Â§ 92 SGB V abgeleiteten HMR dienten der Konkretisierung des in Â§ 12 Abs 1 SGB
V geregelten und das Leistungsrecht beherrschenden Wirtschaftlichkeitsgebots, an
das auch die Leistungserbringer gemÃ¤Ã� Â§ 70 Abs 1 SGB V gebunden seien. Â§
125 SGB V befasse sich mit den ModalitÃ¤ten einer bedarfsgerechten
Heilmittelversorgung. Die von der KlÃ¤gerin angefÃ¼hrten Regelungen lieÃ�en
nicht den Schluss zu, dass selbststÃ¤ndig tÃ¤tige Physiotherapeuten nicht mehr
zum Kreis der versicherungspflichtigen Pflegepersonen gehÃ¶ren sollten.

II

Die Revision der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat die Berufung der
KlÃ¤gerin zutreffend zurÃ¼ckgewiesen, das SG ihre Klage zu Recht abgewiesen.
Der Bescheid der Beklagten vom 16. Oktober 1996 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25. September 1997 und der Bescheid vom 22.
Januar 1998 sind rechtmÃ¤Ã�ig. Die KlÃ¤gerin unterliegt als selbststÃ¤ndige
Physiotherapeutin der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung
und hat BeitrÃ¤ge in gesetzlich vorgesehener HÃ¶he zu entrichten.

1. Versicherungspflichtig sind nach Â§ 2 Satz 1 Nr 2 SGB VI selbststÃ¤ndig tÃ¤tige
Pflegepersonen, die in der Kranken-, Wochen-, SÃ¤uglings- oder Kinderpflege tÃ¤tig
sind und im Zusammenhang mit ihrer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit keinen
versicherungspflichtigen Arbeitnehmer beschÃ¤ftigen. Zu diesem Personenkreis
gehÃ¶rt die KlÃ¤gerin. Sie ist, wie das LSG unangegriffen festgestellt hat, als
selbststÃ¤ndige Physiotherapeutin in der Krankenpflege tÃ¤tig, behandelt ihre
Patienten Ã¼berwiegend auf Ã¤rztliche Verordnung und beschÃ¤ftigt in diesem
Zusammenhang keinen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer. Unerheblich ist,
dass in ihrer Praxis freie Mitarbeiter tÃ¤tig werden, die nicht von ihr dauerhaft
angestellt sind. Dies steht, wie der Senat bereits entschieden hat, der
Versicherungspflicht nach Â§ 2 Satz 1 Nr 2 SGB VI nicht entgegen (SozR 3-2600 Â§ 2
Nr 2 S 10).
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a) Die Versicherungspflicht der in der Krankenpflege tÃ¤tigen Pflegepersonen galt
nach Â§ 2 Abs 1 Nr 6 des bis zum 31. Dezember 1991 geltenden
Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) bereits vor Inkrafttreten des SGB VI. In
der Krankenversicherung war bis zum Inkrafttreten des SGB V (1. Januar 1989) in Â§
166 Abs 1 Nr 5 der Reichsversicherungsordnung (RVO) die Versicherungspflicht
dieses Personenkreises ebenfalls geregelt. Zu der letztgenannten Vorschrift ist
ausdrÃ¼cklich entschieden worden, dass auch selbststÃ¤ndige Masseure, wenn sie
auf Grund der einschlÃ¤gigen Vorschriften zur selbststÃ¤ndigen AusÃ¼bung ihres
Berufes berechtigt waren, jedenfalls dann versicherungspflichtig waren, wenn sie
tatsÃ¤chlich und nicht nur nebenher Massagen auf Grund Ã¤rztlicher Verordnungen
verabfolgten (BSGE 21, 171, 175 = SozR Nr 2 zu Â§ 166 RVO S Aa 5). Es ist
seinerzeit schon ausgefÃ¼hrt worden, dass kein Grund besteht, den Personenkreis
der in der Krankenpflege tÃ¤tigen Masseure, medizinischen Bademeister und
Krankengymnasten, deren Berufe in dem Gesetz Ã¼ber die AusÃ¼bung der Berufe
des Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters und des
Krankengymnasten vom 21. Dezember 1958 (BGBl I S 985) geregelt waren,
grundsÃ¤tzlich anders zu behandeln als die Ã¼brigen in der Krankenpflege tÃ¤tigen
Personen, deren BerufsausÃ¼bung gesetzlich geregelt war und die wie die
Krankenpfleger und die Krankenschwestern schon nach wortgetreuer Auslegung des
Â§ 166 Abs 1 Nr 5 RVO darunter fielen. Das BSG hat in der Folgezeit die
vorgenannte Entscheidung bestÃ¤tigt, wonach alle in dem Gesetz Ã¼ber die
BerufsausÃ¼bung des Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters
und des Krankengymnasten genannten Berufe zu den Krankenpflegeberufen iS des
Â§ 2 Abs 1 Nr 6 AVG gehÃ¶rten. So hat es in seiner Entscheidung, in der es die
Versicherungsfreiheit der selbststÃ¤ndig tÃ¤tigen Heilpraktiker festgestellt hat, eine
klare Abgrenzung getroffen zwischen denen, die â�� wie die Heilpraktiker â�� die
Heilkunde ausÃ¼ben, und denen, die bei der Krankenbehandlung auf Verordnung
eines Heilkundigen tÃ¤tig werden â�� wie Krankenschwestern, Masseure und
Krankengymnasten (BSG SozR 2400 Â§ 2 Nr 4). Die Rechtsprechung hat den Kreis
der versicherungsfreien von den versicherungspflichtigen Heilberufen somit danach
abgegrenzt, ob sie selbst die Heilkunde ausÃ¼ben oder â�� wie die
Krankengymnasten â�� bei der Krankenbehandlung auf Verordnung eines
Heilkundigen tÃ¤tig werden (Heilhilfsberufe). Diese Unterscheidung hat auch der
erkennende Senat fÃ¼r Ã¼berzeugend gehalten (vgl BSG SozR 3-2600 Â§ 2 Nr 1, 2
und 3 â�� jeweils mwN).

b) An der genannten Rechtslage hat sich weder mit dem Inkrafttreten des SGB VI
zum 1. Januar 1992 noch durch das Gesetz Ã¼ber die Berufe in der Physiotherapie
vom 26. Mai 1994 (BGBl I S 1084, Masseur- und Physiotherapeutengesetz â��
MPhG) etwas geÃ¤ndert. Das MPhG hat das Gesetz Ã¼ber die AusÃ¼bung der
Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters und des
Krankengymnasten abgelÃ¶st und die Berufsbezeichnung des Krankengymnasten
oder der Krankengymnastin durch die Berufsbezeichnung "Physiotherapeut" bzw
"Physiotherapeutin" ersetzt. Inhaltliche Ã�nderungen waren damit im Hinblick auf
die hier entscheidungserhebliche Frage nicht verbunden. Insbesondere haben die
gesetzlichen Neuregelungen nichts an dem Umstand geÃ¤ndert, dass
Krankengymnasten (jetzt: Physiotherapeuten), die Patienten auf Grund Ã¤rztlicher
Verordnung behandeln, als Pflegepersonen iS des Â§ 2 Satz 1 Nr 2 SGB VI gelten
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(ausfÃ¼hrlich dazu die Entscheidung des Senats in SozR 3-2600 Â§ 2 Nr 2). Hieran
hÃ¤lt der Senat nach erneuter PrÃ¼fung fest.

c) Die Revision hat sich mit der langjÃ¤hrig gewachsenen und gefestigten
Rechtsprechung des BSG nicht auseinander gesetzt. Sie stÃ¼tzt ihre abweichende
rechtliche Beurteilung allein auf die Bestimmungen der HMR und der Gemeinsamen
Rahmenempfehlungen. Dem folgt der Senat nicht. Die HMR werden gemÃ¤Ã� Â§ 92
Abs 1 Satz 2 Nr 6 SGB V vom Bundesausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen
beschlossen und dienen der Sicherung einer nach den Regeln der Ã¤rztlichen Kunst
und unter BerÃ¼cksichtigung des allgemein anerkannten Standes der
medizinischen Erkenntnisse ausreichenden, zweckmÃ¤Ã�igen und wirtschaftlichen
Versorgung der Versicherten mit Heilmitteln. Sie sind fÃ¼r die an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmenden Ã�rzte, die KassenÃ¤rztlichen
Vereinigungen sowie die Krankenkassen und deren VerbÃ¤nde verbindlich (Erster
Teil Kap I Art 1 HMR). Das VerhÃ¤ltnis zwischen VertragsÃ¤rzten und
Heilmittelerbringern wird insbesondere im Ersten Teil Kap VII Art 26 und 27 HMR
nÃ¤her dargestellt. Danach ist eine ausreichende, zweckmÃ¤Ã�ige und
wirtschaftliche Versorgung mit Heilmitteln, die das MaÃ� des Notwendigen nicht
Ã¼berschreitet, nur zu gewÃ¤hrleisten, wenn der verordnende Arzt und der die
Verordnung ausfÃ¼hrende Therapeut eng zusammenwirken. Dies setzt voraus,
dass zwischen dem Arzt, der bei der Auswahl der Heilmittel definierte Therapieziele
zur Grundlage seiner Verordnung gemacht hat, und dem Therapeuten, der die
sachgerechte und qualifizierte DurchfÃ¼hrung der verordneten MaÃ�nahme
gewÃ¤hrleistet, eine Zusammenarbeit sichergestellt ist. Hinsichtlich der konkreten
Umsetzung dieser Kooperation wird indes dem Arzt die Ã¼bergeordnete Bedeutung
zugemessen; die Ã¤rztliche Verordnung bestimmt den gesamten
Behandlungszyklus. Der Therapeut darf bei der DurchfÃ¼hrung der
Heilmittelbehandlung nicht von der Verordnung des Arztes abweichen, eine
eigenstÃ¤ndige Ã�nderung des Verordnungsplans ist ihm nicht gestattet (vgl Erster
Teil Kap VII Art 28 und 29 HMR). Der Arzt bleibt somit Herr des gesamten
Heilverfahrens, der Therapeut richtet sich nach den in der jeweiligen Verordnung
enthaltenen Ã¤rztlichen Vorgaben. Damit bestÃ¤tigen die HMR die durch die
Rechtsprechung bereits seit langem manifestierte Tatsache, dass
Physiotherapeuten als Pflegepersonen iS des Â§ 2 Satz 1 Nr 2 SGB VI zu beurteilen
sind.

Auch die von der Revision angefÃ¼hrten Gemeinsamen Rahmenempfehlungen
stÃ¼tzen das Begehren der KlÃ¤gerin nicht. Diese werden gemÃ¤Ã� Â§ 125 Abs 1
SGB V von den SpitzenverbÃ¤nden der Krankenkassen und den fÃ¼r die
Wahrnehmung der Interessen der Heilmittelerbringer maÃ�geblichen
Spitzenorganisationen auf Bundesebene abgegeben, um eine einheitliche, qualitativ
hoch stehende und wirtschaftliche Versorgung mit Heilmitteln zu gewÃ¤hrleisten.
Adressaten sind nicht die Ã�rzte, sondern die Heilmittelerbringer
(Physiotherapeuten, Ergotherapeuten, LogopÃ¤den). Auch mit den Gemeinsamen
Rahmenempfehlungen wird als Ziel sowohl die Einheitlichkeit als auch die
Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung verfolgt. Sie entsprechen bei den
Heilmittelerbringern den HMR der Ã�rzte und ergÃ¤nzen sich wechselseitig. Dies
wird besonders deutlich in Â§ 17 der Gemeinsamen Rahmenempfehlungen, der
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weitgehend mit den Vorschriften des Ersten Teils Kap VII Art 28 und 29 HMR
identisch ist und seinerseits ebenfalls die besondere Stellung des verordnenden
Arztes betont. Der Vorrang der Ã¤rztlichen Verordnung und die daraus folgende
grundsÃ¤tzliche AbhÃ¤ngigkeit des Heilmittelerbringers folgt zudem aus Â§ 18 Abs
1 Satz 1 der Gemeinsamen Rahmenempfehlungen, ausweislich dessen sich
Diagnose, Leitsymptomatik, ggf Spezifizierung des Therapieziels, Art, Anzahl und
ggf Frequenz der Leistungen allein aus der vom Vertragsarzt ausgestellten
Verordnung ergeben. Auf dieser Grundlage hat der Heilmittelerbringer seine
Leistungen zu erbringen (Â§ 18 Abs 1 Satz 2 und 3 der Gemeinsamen
Rahmenempfehlungen).

Dieses gesetzlich vorgesehene und durch HMR sowie Gemeinsame
Rahmenempfehlungen konkretisierte SubordinationsverhÃ¤ltnis zwischen Ã�rzten
und Heilmittelerbringern (hier Physiotherapeuten) lÃ¤sst fÃ¼r die
Heilmittelerbringer durchaus Spielraum fÃ¼r eigene GestaltungsmÃ¶glichkeiten,
die in Â§ 8 der Gemeinsamen Rahmenempfehlungen dem Grunde nach enthalten
und in der "Leistungsbeschreibung Physiotherapie" vom 1. August 2001 nÃ¤her
ausgestaltet sind. Diese GestaltungsmÃ¶glichkeiten, insbesondere das von der
KlÃ¤gerin zitierte Recht zur Erstellung eines individuellen Behandlungsplans sowie
zur Anwendung standardisierter Heilmittelkombinationen bei komplexen
SchÃ¤digungsbildern, Ã¤ndern allerdings nichts an der grundsÃ¤tzlichen
AbhÃ¤ngigkeit der Physiotherapeuten von der Verordnung des Arztes. Grundlage
der physiotherapeutischen TÃ¤tigkeit ist auch in diesen FÃ¤llen die Ã¤rztliche
Verordnung, wie die Bezugnahme auf die HMR zeigt (vgl Ziffer 1 "GrundsÃ¤tze" in
der Leistungsbeschreibung Physiotherapie). Der Arzt erstellt in allen FÃ¤llen die
Diagnose und bestimmt den Therapieverlauf nach Art, Umfang und Frequenz der
jeweiligen Leistungen.

d) Die RÃ¼ge der Revision, das LSG habe ihren Tatsachenvortrag hinsichtlich der
Tragweite und der Bedeutung der Gemeinsamen Rahmenempfehlungen weder fÃ¼r
sie positiv gewertet noch die angebotenen Beweise erhoben, fÃ¼hrt nicht zu einer
anderen rechtlichen Beurteilung. Wie sich aus dem angegriffenen Urteil (S 7 und 8)
ergibt, hat das Berufungsgericht zur Bewertung des klÃ¤gerischen Vorbringens
nicht nur die HMR berÃ¼cksichtigt, sondern auch AusfÃ¼hrungen zu den
Gemeinsamen Rahmenempfehlungen gemacht. Selbst aus dem Zusammenspiel
dieser beiden Regelungen sei nicht zu folgern, dass Physiotherapeuten wie
Heilkundige Diagnosen stellen, Art und Umfang der Behandlung bestimmen und von
Weisungen des Arztes frei seien. Einer Beweiserhebung zu dem Vorbringen der
KlÃ¤gerin bedurfte es nicht.

2. Es entspricht der jÃ¼ngeren Entwicklung im Bereich des SGB VI, dass auch
selbststÃ¤ndige Physiotherapeuten wie die KlÃ¤gerin in die gesetzliche
Rentenversicherung einbezogen sind. Wie der Senat bereits zur
Versicherungspflicht von selbststÃ¤ndig tÃ¤tigen Ergotherapeuten und Lehrern
ausgefÃ¼hrt hat, waren SelbststÃ¤ndige bis Ende 1998 nur
berufsgruppenspezifisch in die Rentenversicherung einbezogen. Es handelte sich
hierbei vor allem um Personen, die eine persÃ¶nliche Dienstleistung zu erbringen
hatten und die ihre EinkÃ¼nfte aus der Verwertung der eigenen Arbeitskraft durch
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persÃ¶nliche Dienstleistung erzielten. Ihre wirtschaftliche Stellung im Erwerbsleben
war insofern derjenigen von abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigten, versicherungspflichtigen
Arbeitnehmern vergleichbar (vgl BSG SozR 3-2600 Â§ 2 Nr 3, 5). Das trifft auf
Physiotherapeuten, die keinen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer
beschÃ¤ftigen, ebenfalls zu. Mit Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI (angefÃ¼gt durch Art 4 Nr
3 des Gesetzes zu Korrekturen in der Sozialversicherung und zur Sicherung der
Arbeitnehmerrechte vom 19. Dezember 1998 (BGBl I 3843)) hat der Gesetzgeber
die bisherige Regelung einer nur berufsgruppenspezifischen Einbeziehung
SelbststÃ¤ndiger in die Pflichtversicherung erweitert. Er hat nunmehr alle
SelbststÃ¤ndigen der Rentenversicherungspflicht unterworfen, die im
Zusammenhang mit ihrer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit regelmÃ¤Ã�ig keinen
versicherungspflichtigen Arbeitnehmer beschÃ¤ftigen und auf Dauer im
Wesentlichen nur fÃ¼r einen Auftraggeber tÃ¤tig sind. Der Gesetzgeber hat
insofern die berufsgruppenspezifische Regelung der Versicherungspflicht
weiterentwickelt. Damit wÃ¤re es unvereinbar, die langjÃ¤hrige hÃ¶chstrichterliche
Rechtsprechung zur Versicherungspflicht der Krankengymnasten und
Physiotherapeuten aufzugeben.

3. Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Versicherungspflicht sind von der
Revision nicht geltend gemacht worden. Der Senat hÃ¤lt die Versicherungspflicht
der selbststÃ¤ndigen Physiotherapeuten fÃ¼r vereinbar mit dem Grundgesetz.
FÃ¼r die Versicherungspflicht von selbststÃ¤ndigen Lehrern hat der Senat die
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit bejaht (SozR 3-2600 Â§ 2 Nr 5 S 31 ff).

4. Die HÃ¶he der von der KlÃ¤gerin geschuldeten BeitrÃ¤ge ergibt sich aus Â§ 165
Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI. Die Revision hat die HÃ¶he der festgesetzten BeitrÃ¤ge
nicht beanstandet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 1 SGG.

Erstellt am: 22.12.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               7 / 7

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2600%20§%202%20Nr%203
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/2.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%201998,%203843
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2600%20§%202%20Nr%205
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/165.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/165.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

